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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 11 AL 2/12 BH 
 
L 14 AL 324/08 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 64 AL 647/05 (SG Berlin) 
 
 
 
………………………………………………………………, 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte. 
 

 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 1. Juni 2012 durch die Vizepräsidentin  

Dr.  W e t z e l - S t e i n w e d e l    sowie die Richter   Dr.  L e i t h e r e r    und   Dr.  F i c h t e  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Beschluss des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 26. Januar 2012 Prozesskosten-

hilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Dem Kläger steht Prozesskostenhilfe nicht zu. Die beabsichtigte Rechtsverfolgung bietet nicht 

die nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung erforderliche hinrei-

chende Aussicht auf Erfolg. Einer der in § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG abschließend 

aufgezählten Gründe, die zur Zulassung der Revision führen können, wird sich in einer 

Beschwerdebegründung nicht darlegen oder bezeichnen lassen. 

 

Der Rechtssache kommt keine grundsätzliche Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) zu. Soweit 

das Landessozialgericht (LSG) auf der Grundlage der getroffenen tatsächlichen Feststellungen 

die an den Kläger ergangene Meldeaufforderung gemäß § 309 Sozialgesetzbuch Drittes Buch 

(SGB III) als wirksam und die Aufhebung der Arbeitslosenhilfebewilligung als rechtmäßig ange-

sehen hat, ist keine Rechtsfrage zu erkennen, deren Klärung über den zu entscheidenden Ein-

zelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung im allgemeinen Interesse 

erforderlich und deren Klärung durch das Bundessozialgericht (BSG) als Revisionsgericht zu 

erwarten sein könnte (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 60, 65; SozR 3-1500 § 160a Nr 16 mwN). 

Anhaltspunkte für das Vorliegen grundsätzlicher Bedeutung ergeben sich auch nicht aus dem 

Vorbringen des Klägers in den Tatsacheninstanzen bzw gegenüber dem BSG.  

 

Die Entscheidung des LSG weicht nicht von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen 

Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts ab (§ 160 

Abs 2 Nr 2 SGG).  

 

Nicht ersichtlich ist das Vorliegen eines Verfahrensmangels, auf dem die angefochtene Ent-

scheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Insbesondere begegnet auch die Entschei-

dung des LSG durch Beschluss nach § 153 Abs 4 SGG keinen rechtlichen Bedenken. 

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist daher abzulehnen. Damit entfällt auch die 

Beiordnung eines Rechtsanwalts. 
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